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Nachschlagewerks ja 
Amtliche Sammlung: nein

Io BundesmietenG § 29 a; BGB § 536

Das preisrechtliche Verbot des § 29 a Io BundesmietenG be­
trifft nicht einmalige Zuschüsse des Mieters, wenn der Ver­
mieter sie auf Wunsch dos Mieters zu Instandsetzungsarbei«* 
ten in der Mietwohnung verwendet, auf die der Mieter nach 
§ 536 BGB keinen Anspruch hato

Io BundesmietenG §§ 29 a, 30 Abs, 3 So 2

Die ^e^jährungsregelung des § 30 Abs» 3 So 2 I. Bundesmie- 
tenCr/auch für solche nach § 29 a Io BundesmietenG verbo­
tenen Zuschüsse, die der Mieter schon vor dem Inkrafttre­
ten des § 30 Abs® 3 S» 2 Io BundesmietenG geleistet hatte«
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Der VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 20, April 1966 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr<> Haidinger sowie der 
Eundesrichter Dr«, Gelhaar, Artl, Dr. Messner und Mormann

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 10o Zivilsenats des Oberlandesgerichts Düs­
seldorf vom 13o Dezember 1963 aufgehoben, so­
weit es zum Nachteil der Eeklagten erkannt hat»
In diesem Umfange wird die Sache zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Berufungsgericht 
zurückverwi es en»

Von Rechts wegen 

Tat bestand:

Die Beklagte vermietete dem Kläger in ihrem Hause 
KflH^HBstraße ■, einem Altbau, 

eine preisgebundene Zweizimmerwohnung für die Zeit ab 
l o  März 1961o Die vereinbarte Miete betrug 65 DM mo­
natlich«, Die Schönheitereparaturen sollte der Kläger 
tragen«, Auf Verlangen der Beklagten leistete er ihr 
vor seinem Einzuge eine einmalige Zahlung, deren Höhe 
die Beklagte auf 1 000 DM, der Kläger auf 1 100 DM an­
gegeben hat«, Nach Darstellung der Beklagten wurde die­
ser Betrag im Einvernehmen mit dem Kläger für die Her­
richtung und Säuberung der Wohnung verwandt»

Der Kläger hält die vor dem Eezug der- Y/ohnung ge­
leistete Zahlung sowie die vereinbarte Miete für preis
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rechtlich unzulässig♦ Mit seiner Klage hat er beantragt? 
die Beklagte zur Rückzahlung eines Teilbetrages des ge­
leisteten Zuschusses in Höhe von 950 DM sowie eines wei­
teren Betrages für zuviel gezahlte Miete zu verurteilen»

Das Landgericht hat durch Teilurteil nur über den 
Anspruch des Klägers auf Rückzahlung seiner einmaligen 
Leistung entschieden«, Ls hat dem Kläger 591? 65 DM zuer- 
kannt und ihn mit der Mehrforderung abgewiesen»

Auf die Berufung des Klägers, der seine Forderung 
wegen des einmaligen Zuschusses im Berufungsrechtszuge 
auf 1 100 DM nebst Zinsen erweitert hatte, hat das Ober­
landesgericht ihm unter Zurückweisung seiner weiterge- 
henden Berufung 1 000 DM nebst Zinsen zugesprocheno Die 
Berufung der Beklagten hat es zurückgewiesen„

Mit der vom Oberlandesgericht zugelassenen Revision 
verfolgt die Beklagte ihren Antrag auf vollständige Ab­
weisung der Klage weiter«, Der Kläger beantragt die Zu­
rückweisung der Revision«,

Entsche idungsgründe:

Die Revision ist begründet„

lo Allerdings kann die von der Beklagten erhobene 
Verjährungseinrede gegenüber dem vom Kläger geltend ge­
machten Anspruch auf Rückzahlung der einmaligen Leistung, 
der auf §§ 29 a, 30 Abs«, 3 Satz 1 I« BIG gestützt wird, 
entgegen der Ansicht der Revision nicht durchgreifen«
Wie das Berufungsgericht zutreffend dargelegt hat, ist 
die Verjährung des Anspruchs des Mieters auf Rückforde-
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rung einer nach § 29 a I. EMG- unzulässigen Leistung in 
§ 30 AbSo 3 Satz 2 a* EMG geregelte Nach dieser Vorschrift 
ist Verjährung bisher nicht eingetreten»

a) Die Revision meint, diese Vorschrift beruhe auf 
einem '‘gesetzesredaktionellen Mißverständnis" und will 
damit offenbar geltend machen, daß sie überhaupt nicht 
anwendbar sei, wenn der Absicht des Gesetzgebers Rech­
nung getragen werde» Die Revision irrt indessen in der 
Annahme, es liege ein Redaktionsversehen des Gesetzge­
bers vor» § 30 Abs» 3 Io HÄG ist durch Art» VII des Ge­
setzes zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, an­
derer wohnungsbaurechtlicher Vorschriften und über die 
Rückerstattung von Baukostenzuschüssen vom 21» Juli 1961 
- BGBl I 1041 - (im folgenden: Wohnungsbauänderungsge­
setz = WoBauÄndG) eingefügt worden. Art. VII beruhtP 
ebenso wie Art» VI, in dem die "Rückerstattung verlo­
rener Zuschüsse" geregelt ist, auf der Initiative des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages» Die Be­
stimmungen über die Rückzahlung zulässiger verlorou r 
Zuschüsse (Art» VI), insbesondere die für den Rückzuh- 
lungsanspruch aufgestellte Verjährungsregelung (Art» VI 
§ 4) machte nach Auffassung des Rechtsausschusses eine 
Anpassung der Bestimmungen über die Verjährung bei un­
zulässigen Zuschüssen (§ 28 Abs. 3 Io WoBauG = Art» IV 
Nr» 1 WoBauÄndG; § 50 Abs. 4 IIo Y/oBauG * Art» I Nr. 10 
WoBauÄndG; § 30 I. EMG = Art. VII WoBauÄndG) erforder­
lich. Nach diesen Bestimmungen begann die Verjährung 
der Ansprüche auf Rückzahlung unzulässiger Zuschüsse 
in allen Fällen mit der Leistung der Zuschüsse, während 
nach Art» VI § 4 Y/oBauÄndG die Ansprüche auf Rückerstat­
tung zulässiger Zuschüsse erst von der Beendigung des 
Mietverhältniases an verjähren sollte. Im schriftlichen 
Bericht des Rechtsausschusses an den Deutschen Bundestcv
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ist dazu ausgeführt (Bericht des Abgeordneten Dr0 Czaja 
zu Drucksache 2704 - 5» Wahlperiode - So 4 unter Nr, 4)j 
"Die ooo Passung (des Art0 VI § 4) machte auch eine Än­
derung des § 50 des II» WoEauG, des § 28 des Io WoBauG 
und des § 30 des Io EMG erforderlich, um bei illegalen 
Zuschüssen für öffentlich geförderte u n d andere Wohnun­
gen deren Mieter nie ht_sc hlechter_zu stellen^0 Ferner 
war für den Gesetzgeber ausschlaggebend, daß sich das 
Verbot illegaler Baukostenzuschüsse in der Praxis gerade 
deshalb nicht bewährt hatte, weil sich die Mieter häufig 
gescheut hatten, den Fortbestand des Mietverhältnisses 
durch die Geltendmachung ihres Rückforderungsanspruchs 
(vor dessen Verjährung und somit in der Regel vor Be­
endigung des Mietverhältnisses) zu gefährden (vglo die 
Stellungnahme der Bundesregierung in BVerfGE 18«, 70«, 77).* 
Es kann hiernach nicht zweifelhaft sein, daß § 50 Abs0 3 
Satz 2 Io BMG der erklärten Absicht des Gesetzgebers und 
damit seiner bewußten, die Gerichte bindenden Entschei­
dung für eine bestimmte rechtspolitische Lösung ent­
spricht o

b) Ebensowenig kann der Revision zugegeben werden, 
daß § 50 Abs« 5 Satz 2 I, BIG der Vorschrift des Arto VI 
§ 6 WoBauÄndG widersprecheo Es trifft allerdings zu, daß 
nach dieser Bestimmung die §§ 1 - 5? mithin auch die Ver­
jährungsregelung des § 4 nicht für verlorene Zuschüsse 
gelten, "die wegen ihrer Unzulässigkeit nach anderen 
Vorschriften zurückzuerstatten sind"» Daß für diese Pas­
sung jedoch allein gesetzestechnische Gründe maßgebend 
waren, ist gerade bei Berücksichtigung der erwähnten 
Ziele des Gesetzgebers offensichtlich» Der Gesetzgeber 
hätte zwar in jenen "anderen Vorschriften" auf Arto VI 
§ 4 WoBauÄndG verweisen können, zog es aber der besse­
ren Übersichtlichkeit halber vor, die Verjährung je- 
Y/eils in unmittelbarem Zusammenhang mit den Vorschriften
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über die Rückzahlung illegaler Baukostenzuschüsse zu re­
geln» Art» VI § 6 WoBauÄndG dient sonach, soweit er die 
Anwendung des § 4 auf illegale Zuschüsse ausschließt, 
allein der Klarstellung und will nicht, wie die Revision 
meint, darüber hinaus bestimmen, daß für die Verjährung 
der Erstattungsansprüche aus illegalen Zuschüssen inhalt­
lich eine andere als die in § 4 für die Ansprüche auf 
Rückerstattung legaler Zuschüsse aufgestellte Regel gel­
ten solle*

c) Die Revision erhebt ferner verfassungsrechtliche 
Bedenken: Für Ansprüche, die, wie im vorliegenden Falle, 
schon vor dem Inkrafttreten des Y/ohnungsbauänderungsge- 
setzes entstanden seien, habe die einjährige Verjährungs­
frist schon von der Leistung des unzulässigen Zuschusses 
an zu laufen begonnen (§ 30 Abs* 1 Satz 2 I. EMG); werde 
§ 30 Abs* 3 Satz 2 I* EMG auf solche Ansprüche angewendet, 
so bedeute das eine unzulässige Rückwirkung des Gesetzes 
und eine nachträgliche Beschränkung der Vermieter in 
ihren bereits erworbenen Anwartschaftsrechten*

Auch darin kann der Revision nicht gefolgt werden*
Eine dem Grundsatz der Rechtssicherheit und damit dem 
verfassungsrechtlich garantierten Rechtstaatsprinzip 
widersprechende Rückwirkung des § 30 Abs» 3 Satz 2 L  EMG läge 
nur dann vor, wenn er auf bereits verjährte und daher in 
Naturalobligationen umgewandelte Ansprüche angewandt wür­
de* Nur darin wäre ein rückwirkender Eingriff in Tatbe­
stände zu erblicken, die rechtlich schon endgültig ge­
regelt und abgeschlossen waren, und die nachträgliche 
Beseitigung einer Rechtsposition, die der Vermieter be­
reits erworben hatte und auf deren Erhaltung er vertrauen 
durfte (BVerfGE 18, 70, 80 f)* Anders ist es aber, wenn, 
wie im Falle des § 30 Abs* 3 Satz 2 I* EMG, eine beste­
hende Regel Uber die Verjährung während des Laufes der
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Verjährungsfrist durch eine neue* dem Schuldner ungün­
stigere ersetzt wird (vgl« BVerfGE aaO So 84)« Im üb­
rigen steht bei § 30 Abs» 3 Satz 2 I. EMG dessen Anwen­
dung auf bereits verjährte Ansprüche überhaupt nicht 
in Frage (vglo BVerfGE aaO S. 82), so daß diese Bestim­
mung aus verfassungsrechtlichen Gründen, auch abgesehen 
von den besonderen Verhältnissen des vorliegenden Falles, 
nicht zu beanstanden ist0

2o Weitere Angriffe der Revision richten sich gegen 
die Annahme des Berufungsgerichts, die von den Kläger 
vor seinem Einzug in die unstreitig der Preisbindung un­
terliegende Y/ohnung geleistete Zahlung, die nur 1 000 DM 
und nicht 1 100 DM betragen habe, müsse die Beklagte 
wieder zurückerstatten, weil diese Leistung nach § 29 a 
Io M G  unzulässig gev/esen sei und der Kläger sie deshalb 
nach § 30 Abs» 3 Satz 1 I0 BMG zurückfordern könne«

Keinen Erfolg haben kann die auf die Ansicht 
von Roquette (Bundesmietengesetz 3» Aufl« I. M G  § 29 a 
Nr« 7 bis 10, So 457 f) gestützte Rüge, die Bestimmung 
des § 29 a Io BMG sei "praktisch unanwendbar", so daß 
alle nach dem 1, Juli I960 geleisteten einmaligen Zu­
schüsse des Mieters an den Vermieter preisrechtlich zu­
lässig seien«

Zu diesem Ergebnis glaubt Roquette, auf Grund fol­
gender Überlegungen gelangen zu müssen; Ein Verstoß ge­
gen § 29 a Abs» 1 Io M G  habe nach § 134 BGB die Nichtig­
keit des Erfüllungsgeschäftes zur Folge« Daraus ergebe 
sich wiederum die Nichtigkeit de** Verpflichtungsgeschäf­
tes, weil ein Vertrag, der den Anspruch auf eine verbo­
tene Leistung begründen solle, auf eine rechtlich unmög­
liche Leistung gerichtet und daher nach § 306 EGB nichtig

4
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sei® Da sonach seit dem 1® Juli I960 eine Verpflichtung 
zur Leistung eines verbotenen Zuschusses rechtswirksam 
nicht mehr begründet werden könne, fehle es stets an 
einer 11 vertraglichen Verpflichtung", von der das Verbot 
in § 29 a Abs.l’I. BMG abhängig sei®

Dieser Auffassung kann nicht beigetreten werden® Sie 
geht an Sinn und Zweck der Verbotsvorschrift des § 29 a 
Abs®IX M G  vorbei, durch die eine Umgehung der Mietpreis­
vorschriften auf dem Wege sogenannter mittelbarer Miet­
erhöhungen ausgeschlossen werden soll® Es ist zwar rich­
tig, daß die Hingabe eines nach § 29 a I® M G  unzulässi­
gen Zuschusses nach § 134 BGB und demzufolge das Ver­
sprechen einer solchen Leistung nach § 306 BGB nichtig 
sind® Damit wird aber das Verbot des § 29 a Abs« 1 I® BvlG 
nicht gegenstandslos® Daß es nur Leistungen erfaßt, die 
"auf Grund vertraglicher Verpflichtung" erbracht werden, 
besagt noch nicht, daß es sich hierbei um rechtswirksame 
Verpflichtungen handeln müsse® Mit dem Merkmal der "ver­
traglichen Verpflichtung" wollte der Gesetzgeber, wie 
die Entstehungsgeschichte der Vorschrift zeigt, nur den 
Gegensatz zu freiwilligen Leistungen des Mieters, die 
dem Verbot nicht unterstellt werden sollten, kennzeich­
nen (vgl® die amtliche Begründung zur Regierungsvorlage, 
abgedruckt bei Fiocher-Dieskau/Oschmann/Pergande/Wormit, 
Das Bundesmietrecht I® M G  § 29 a Vorbem®)® Die Voraus­
setzung der "vertraglichen Verpflichtung" ist sonach le­
diglich im Sinne dieses Gegensatzes zu verstehen® Diese 
Auslegung hält sich im Rahmen des allgemeinen Sprachge­
brauchs, der mit dem Begriff der "vertraglichen Ver­
pflichtung" nicht stets das Ergebnis einer Vereinbarung 
im Sinne einer wirksamen Verpflichtung bezeichnet, son­
dern damit auch den - rechtlich wertfreien - Vorgang 
beschreibt, durch den eine Verbindlichkeit erst begrün-

►
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det werden soll, nämlich das Versprechen einer Leistung„ 
Deshalb trifft es auch nicht zu, daß hiermit, wie Roquette 
(aaO Nr0 10) meint, das fragliche Tatbestandsmerkmal im 
Wege der Auslegung eliminiert wird«,

b) Der Revision kann auch nicht in ihrer Ansicht ge­
folgt werden, daß die Leistung des Klägers gemäß § 29 a 
AbSo 4 in Verbindung mit § 29 Abs«, 1 I«, BMG zulässig ge­
wesen seio Von vornherein scheidet die Annahme aus, daß 
es sich bei den von der Beklagten durchgeführten Renovie­
rungsarbeiten um den Neubau, den Wiederaufbau oder die Er­
weiterung einer Wohnung handelte«, Das macht auch die Re­
vision nicht geltend» Die durchgeführten Instandsetzungs- 
arbei Len können aber auch nicht als "Wiederherstellung'1 
einer ’Wohnung im Sinne des § 29 Abs» 1 L  IMG- angesehen 
v/erdeno Den Begriff der Wiederherstellung - wie auch die 
erwähnten anderen, in § 29 Abs» 1 I» EMG verwendeten Be­
griffe - hat der Gesetzgeber des Ersten Bundesmietenge­
setzes dem schon wesentlich früher in icraft getretenen 
Ersten Wohnungsbaugesetz entnommen (vgl» Pischer-Dieskau/ 
Oschmann/Pergande/Wormit aaO § 29 Anm«, 2 ; Roquette aaO 
§ 29 Nr« 17)o Es wird deshalb allgemein angenommen, daß 
für die Begriffsbestimmung die in § 2 der (zum Ersten 
Wohnungabaugesetz erlassenen) Ersten Berechnung©Verord­
nung und - im Palle von Baumaßnahmen, die nach dem Zweiten 
Wohnungsbaugesetz zu beurteilen sind - in den §§ 16, 17 
II« WoBauG enthaltenen Umschreibungen maßgebend sind«

Die Revision meint hierzu, ein solches Verfahren er­
scheine "rechtsstaatlich nicht vertretbar", weil sich 
eine derart weitgehende Sozial bin.'’ung des Althauseigen­
tums jedenfalls für den hier in Präge stehenden Zeitraum 
zumindest praktisch als Sonderopfer auswirke und es des­
halb nur auf Grund einer eindeutigen gesetzlichen Grund-

I

»
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läge gestattet sei, dem Althauseigentümer derartige Bin­
dungen aufzuerlegen. Bei dieser Rüge läßt die Revision 
die Vorschrift des § 100 II, WoBauG außer acht. Sie 
lautet:

"Soweit in Rechtsvorschriften außerhalb dieses 
Gesetzes die in §§ 2, 5? 7? 9 bis 17 bestimmten 
Begriffe verwendet werden, sind diese Begriffs­
bestimmungen zugrunde zu legen, sofern nicht in 
jenen Rechtsvorschriften ausdrücklich etwas an­
deres bestimmt ist”.

Biese Vorschrift bezieht sich auf alle beim Inkrafttreten 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, d,h, am 1. Juli 1956 
(§ 126 IIq WoBauG), vorhandenen Rechtsvorschriften, also 
insbesondere auch auf das Erste Bundesmietengesetz und 
hat insoweit die Bedeutung einer "authentischen Inter­
pretation” der dort verwendeten Begriffe (Fischer-Bies- 
kau/Pergande/Schwender, Bas Zweite Wohnungsbaugesetz 
§ 100 Anm, 1), Sie gilt zwar grundsätzlich nicht für die 
unter dem zeitlichen Geltungsbereich des Ersten Wohnungs- 
baugcsotzcs oder noch davor geschaffenen Wohnungen (Fi- 
scher-Bicskau/pergande/Schvvender aaO) ? muß aber nach 
ihrem Sinn und Zweck auch auf diese angewendet werden, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, an einer schon vor der 
Geltung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes geschaffenen Woh- 
nung nach dem 1«, Juli 1956 bauliche Maßnahmen vorgenommen 
werden und zu entscheiden ist, ob diese Maßnahmen die 
Voraussetzungen der in § 29 Abs, 1 I, BMG niedergelegten 
Begriffe erfüllen, Bie Bestimmung des hier in Frage ste­
henden Begriffes der "Wiederherstellung" ist daher dem 
§ 16 Abs, 2 II, WoBauG zu entnehmen, Banach ist unter 
"Wiederherstellung eines beschädigten Gebäudes" zu ver­
stehen: "das Schaffen von Wohnraum ,,, durch Baumaßnahmen, 
durch die die Schäden ganz oder teilweise beseitigt wer­
den", und zwar auch durch solche Eaumaßnahmen, "durch die

►
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auf die lauer zu Wohnzwecken nicht mehr benutzbarer Raum 
wieder auf die Dauer benutzbar gemacht wird"» Die Voraus­
setzungen dieser Bestimmung sind hier aber deshalb nicht 
erfüllt, weil cs sich bei den von der Beklagten durchge­
führten Reparaturarbeiten um Schäden handelte, die infol­
ge Abnutzung oder Alterung entstanden waren„ In einem 
solchen Palle gilt ein Gebäude nach § 16 Abs e 4 II o Y/oBauG 
nicht als beschädigt; die Beseitigung solcher Schäden ist 
nicht "Wiederherstellung eines beschädigten Gebäudes" im 
Sinne des Abs. 2 aaOo

Auch die Annahme, daß die Klägerin die Wohnung im 
Sinne des § 29 Abs» 1 Io BMG in Verbindung mit § 17 IIo 
WoBauG "ausgebaut" habe, ist nicht gerechtfertigto Zwar 
gilt als "Ausbau eines bestehenden Gebäudes" auch der 
"unter wesentlichem Bauaufwand durchgeführte Umbau von 
Y/ohnräumen" , jedoch nur dann, wenn diese Wohnräume "in­
folge Änderung der Wohngewohnheiten nicht mehr für Wohn­
zwecke geeignet sind" und der Umbau der Anpassung an die 
veränderten Wohngewohnheiten dienen soll (§17 AbSo 1 
Satz 2 IIo WoBauG)o Hierzu hat die Beklagte nichts vor­
getragen, so daß der erkennende Senat nicht davon aus­
gehen kann, diese Voraussetzungen hätten Vorgelegen«

c) Die Anwendung der §§ 29 a, 30 Abs« 3 I« BMG 
unterliegt aber einem anderen, von der Revision unter dem 
hier nicht zutreffenden Gesichtspunkt der Arglist be­
rührten Bedenken»

Wie sich aus der Amtl. Begründung zur Regierungsvor­
lage und dem Bericht des Bundes tag?? aus schuss es ergibt, soll­
te die Vorschrift des § 29 a I» BMG verhindern, daß bei 
Neuvermietung preisgebundenen Y/ohnraums sogenannte Ab­
stands zahlungen geleistet wurden und dadurch eine mittel-
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bare Mieterhöhung eintrato Zweck der Vorschrift, einer 
preisrechtlichen Bestimmung, war also, dem Vermieter die 
Möglichkeit zu nehmen, praktisch eine höhere Miete als 
die preisrechtlich zulässige durch Vereinbarung einer 
sogenannten AbstandsZahlung zu erreicheno Dieser Zweck 
des Gesetzes hat in seiner Fassung nur unvollkommen Aus­
druck gefunden. Um dem Sinn der Vorschrift gerecht zu 
werden, muß eine wirtschaftliche Betrachtungsweise ange­
wandt werden. Dabei ist von dem hier zu beurteilenden 
Sachverhalt auszugehen:

Vermietet war eine aus zwei Zimmern bestehende Alt­
bauwohnung, für die eine Miete von 65 DM monatlich ver­
einbart war, deren preisrechtlich zulässige Miete nach 
der Berechnung des Klägers jedoch nur 54,88 DM monatlich 
betrug. Der Kläger will eine Miete nur in der von ihm 
angegebenen Höhe bezahlen und fordert die für ein Jahr 
angeblich überzahlte Miete mit der Klage zurück. Inso­
weit ist der Rechtsstreit noch im ersten Rechtszuge an­
hängig. Für den Revisionsrechtszug ist deshalb davon aus­
zugehen, daß die monatliche Miete nur 54,88 DM beträgt. 
Angesichts dieser geringen Miete dürfen die Anforderun­
gen an den Zustand der Wohnung, für den der Vermieter 
einzutreten hat (vgl. § 556 BGB), nicht überspannt wer­
den (vgl. Mittelstein, Die Miete 4* Aufl. § 59 1 S'. 245;
RGZ 90, 65, 67).

Hätte der Kläger die 1 000 DM nicht gezahlt, die 
zur Überholung der Wohnung verwandt werden sollten und 
nach der Behauptung der Beklagten dazu auch verausgabt 
wurden, so hätte die Klägerin sicherlich auf ihre Kosten 
nur diejenigen Arbeiten durchführen lassen, die erfor­
derlich waren, um den vertragsmäßigen Gebrauch der Woh­
nung im Sinne des § 536 BGB zu ermöglichen. Mit Rück-



- 1 3 -

sicht darauf, daß es sich um eine besonders billige Alt­
bauwohnung handelte, besteht kein Anhalt für die Annahme, 
daß diese Arbeiten den Betrag von 1 000 DM erfordert hät­
ten« Müßte also die Beklagte dem Kläger die vollen 1 000 DM 
zurückzahlen, so würde das zu dem Ergebnis führen, daß 
sie auf ihre Kosten dem Kläger eine vollständig renovier­
te Y/ohnung zur Verfügung gestellt hätte, obwohl sie dazu 
nicht verpflichtet war und hierzu auch nicht den Willen 
hatte« Im Ergebnis wurde also der Kläger einen Vorteil er­
reichen, der ihm nach Sinn und Zweck der Vorschrift des 
§ 29 a Io EMG nicht zukommen sollte•

Diese Erwägung zeigt, daß es geboten ist, dao Ge­
setz einengend zu interpretieren und es nur auf die Fälle 
anzuwenden, die es nach dem Y/illen des Gesetzgebers, wie 
er in der Amtlichen Begründung und im Bericht des Eundes- 
tagsausschusses zum Ausdruck gekommen ist, treffen soll«
Dao vom Gesetzgeber mißbilligte Ergebnis, dessen Verhin­
derung die Vorschrift dienen soll, daß nämlich durch eine 
AbstandsZahlung an den Vermieter die preisrechtlich zu­
lässige Miete ungerechtfertigt erhöht wird, tritt jeden­
falls dann nicht ein, wenn die Zahlung des Mieters von 
dem Vermieter dazu verwandt wird, um die Wohnung auf 
Wunsch des Mieters in einen Zustand zu versetzen, der 
besser ist, als der Mieter ihn nach § 536 BGB verlangen 
kann« Es kann für die rechtliche Beurteilung keinen Un­
terschied machen, ob der Mieter, der einen besseren Zu­
stand der Wohnung wünscht, als er ihn nach dem Gesetz zu 
beanspruchen hat, selbst die hierfür erforderlichen Ar­
beiten durchführen läßt und den dafür erforderlichen Be­
trag unmittelbar an die von ihm beauftragten Handwerker 
bezahlt oder ob er eine Zahlung an den Vermieter leistet 
und dieser seinerseits die Vornahme der Arbeiten veran­
laßt» Die zweite Möglichkeit wird sogar oftmals deshalb



/

-14 -

für den Mieter vorteilhafter sein? y/eil der Vermieter 
eher in der Lage ist, Handwerker zu beschaffen und mit 
ihnen günstigere Preise aus zuhandeln «,

d) Die Beklagte hat darüber hinaus auch geltend ge­
macht, daß sie eine nFlurwoche" für den Kläger übernom­
men habe und daß ihr hierfür 20 DM zuständen«, Soweit 
in dem gezahlten Betrag von 1 000 DM auch der Betrag von 
20 DM für die Übernahme der "Flurwoche11 enthalten sein 
sollte, was das Berufungsgericht nicht geprüft hat, 
würde sich jedenfalls insoweit ein Rückforderungsanspruch 
des Klägers nicht auf § 29 a I. EMG stützen lassen*,

3» Wird von der Auslegung des Gesetzes ausgegangen*, 
die der erkennende Senat für richtig hält, so kann eine 
Entscheidung in der Sache selbst noch nicht ergehen*, 
v/eil weitere tatsächliche Feststellungen erforderlich 
sindo Es bedarf der Prüfung, welche Arbeiten die Be­
klagte ohnehin hätte durchführen lassen müssen, um die 
V/ohnung dem Kläger in einem zu dem vertragsmäßigen Ge­
brauch geeigneten Zustand zu überlassen, und welche Ko­
sten die darüber hinausgehenden Arbeiten verursacht ha­
ben«, Diese Kosten gehen zu Lasten des Klägers«, Die Be­
klagte braucht daher den Betrag von 1 000 DM nur inso­
weit an den Kläger zurückzuzahlen, als die von dem Klä­
ger zu tragenden Aufwendungen den Betrag von 1 ooo DM 
nicht erreichen«,



Das angefochtene Urteil muß deshalb, soweit es zum 
Nachteil der Beklagten erkannt hat, aufgehoben und die 
Sache in diesem Umfange zur neuen Verhandlung und Ent- 
scheidung an das Berufungsgericht zurüekverwiesen wer­
den, Diesem ist auch die Entscheidung Uber die Kosten 
der Revision übertragen worden, weil sie von der Endent­
scheidung in der Sache selbst abhängt.

Dr, Haidinger Dr, Gelhaar Artl

Dr, Messner Mormann
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